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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

vom 6. März 2023 bis einschließlich 30. September 2023 
zum ersten Mal Gelegenheit gegeben, Stellung zu dem Plan- 
entwurf, der Begründung und zum Umweltbericht zu neh-
men. Im Rahmen dieser ersten Beteiligung sind rd. 1.200 
Stellungnahmen mit rd. 4.000 Anregungen, Bedenken und 
Hinweisen eingegangen, die von der Regionalplanungsbe-
hörde ausgewertet und aufbereitet wurden.

Vom 19. Juni bis 05. Juli 2024 wurden die Stellungnahmen 
der öffentlichen Stellen und der Personen des Privatrechts 
nach § 4 ROG, die nicht nach § 9 Abs. 2 S. 4 ROG ausge-
schlossen sind, nach Beschluss des Regionalrats mit diesen 
erörtert, vgl. § 19 Abs. 3 S. 1 LPlG NRW. Dabei wurde ein 
Ausgleich der Meinungen angestrebt.

Die Auswertungsergebnisse der ersten Beteiligung und der 
Erörterungen haben zu einer Überarbeitung der Planunterla-
gen (textliche und zeichnerische Festlegungen samt Begrün-
dung, Erläuterungskarten, Dokumentationsbögen, Umwelt-
bericht und Anlagen) geführt. Dazu gehört insbesondere 
auch die Änderung von planerischen Zielen und Grundsät-
zen in textlicher und zeichnerischer Form. Daneben wurden 
weitere gesetzliche Grundlagen, die einen raumordnungs-
rechtlichen Regelungsgehalt aufweisen, auf ihre Aktualität 
überprüft und die Planunterlagen entsprechend überarbeitet. 
Im Ergebnis wurde der Planentwurf in der Fassung des Auf-
stellungsbeschlusses (Sitzungsvorlage: 35/2022) dergestalt 
geändert, dass dies zu einer erstmaligen oder stärkeren Be-
rührung von Belangen führt. 

Mit Beschluss vom 23. September 2024 (Sitzungsvorlage: 
27/2024) hat der Regionalrat Münster den überarbeiteten 
Planentwurf zur Änderung des Regionalplans Münsterland 
(Stand: September 2024) und die Durchführung einer zwei-
ten Beteiligung gem. §§ 9 Abs. 3 und 2 S. 3 - 6, 7 Abs. 7 
ROG i. V. m. § 13 LPlG NRW beschlossen.

221  Bekanntmachung  
Änderung des Regionalplans Münsterland - An-
passung an die Ziele des Landesentwicklungs-
plans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) - Zweite 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der in ihren 
Belangen berührten öffentlichen Stellen 

Der Regionalrat Münster hat in seiner Sitzung am 12. De-
zember 2022 beschlossen, den Regionalplan Münsterland 
zu ändern. Mit dem Änderungsverfahren sollen die textli-
chen und zeichnerischen Festlegungen des Regionalplans 
Münsterland unter anderem an die Festlegungen des LEP 
NRW sowie des Bundesraumordnungsplans für den Hoch-
wasserschutz (BRPH) angepasst werden. Hierzu wurden 
die bestehenden Festlegungen redaktionell überarbeitet, er-
gänzt, neu strukturiert und an die aktuellen fachgesetzlichen 
Rahmenbedingungen angepasst. Dabei wurden auch die 
Festlegungen des Sachlichen Teilplans Energie (STE) über-
arbeitet und in das Hauptplanwerk übernommen. Die Fest-
legungen des Sachlichen Teilplans Kalkstein (STK) wurden 
größtenteils unverändert in das Hauptplanwerk integriert. 

Die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen wurden über die geplante Änderung 
des Regionalplans Münsterland gem. § 9 Abs. 1 Raumord-
nungsgesetz (ROG) frühzeitig unterrichtet. Gemäß § 8 Abs. 
1 ROG wurden eine Umweltprüfung durchgeführt und ein 
Umweltbericht erstellt. Die öffentlichen Stellen, deren um-
welt- und gesundheitsbezogener Aufgabenbereich von den 
Umweltauswirkungen berührt werden kann, wurden bei der 
Festlegung des Untersuchungsrahmens der Umweltprüfung 
einschließlich des erforderlichen Umfangs und Detaillie-
rungsgrades des Umweltberichts beteiligt.

Gemäß § 9 Abs. 2 ROG i. V. m. § 13 Landesplanungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) wurde der Öffentlichkeit 
und den in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen 
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Stellungnahme

Zum überarbeiteten Planentwurf können in Bezug auf die 
nach dem ersten Beteiligungsverfahren vorgenommenen 
Änderungen innerhalb der vorgenannten Veröffentlichungs-
frist, also vom 28. Oktober 2024 bis einschließlich 09. 
Dezember 2024, Stellungnahmen abgegeben werden. Die 
Bereiche, die nach der ersten Beteiligung zeichnerisch ge-
ändert wurden, sind in den „Änderungskarten“ farblich her-
vorgehoben. Textliche Änderungen sind in den jeweiligen 
Dokumenten ebenfalls farblich hervorgehoben. Für die text-
lichen und zeichnerischen Festlegungen werden zusätzlich 
Lesefassungen zur Verfügung gestellt.

Die Stellungnahmen sollen entweder über das zentrale  
Beteiligungsportal des Landes Nordrhein-Westfalen „Be-
teiligung NRW“ (www.beteiligung.nrw.de) oder per E-Mail 
(regionalplan-muensterland@brms.nrw.de) elektronisch 
übermittelt werden.

In begründeten Fällen können Stellungnahmen ausnahms-
weise auch schriftlich bei der Bezirksregierung Münster, 
Domplatz 1-3, 48143 Münster vorgebracht werden. Dabei 
ist der Betreff: Regionalplan 2024 anzugeben. Die Stellung-
nahmen sollten den vollständigen Namen und die Anschrift 
der stellungnehmenden Person enthalten. Es wird darum 
gebeten, den Teil der Planunterlagen, auf die sich die Stel-
lungnahme bezieht, anzugeben (z. B. Name des Dokuments, 
Kapitel, Seitenzahl) und ggf. den Raumbezug deutlich zu 
machen (z. B. Kartenausschnitt mit Markierungen).

Darüber hinaus können Stellungnahmen bei der Bezirks- 
regierung Münster, Domplatz 1-3, 48143 Münster in Raum 
307 zur Niederschrift erklärt werden. Es wird gebeten, 
hierzu telefonisch (Tel. 0251/411-4868) oder per E-Mail  
(regionalplan-muensterland@brms.nrw.de) einen Termin zu 
vereinbaren.

Veröffentlichung / Auslegung

Der überarbeitete Planentwurf zur Änderung des Regional-
plans Münsterland kann in der Zeit

vom 28. Oktober 2024 bis einschließlich 09. Dezember 
2024 (Veröffentlichungsfrist)

online auf folgenden Internetseiten eingesehen und herunter- 
geladen werden:

Bezirksregierung Münster

Internetadresse: https://url.nrw/RPMSL

oder:

Internetadresse: www.brms.nrw.de/go/verfahren

Rubrik: Regionalplanung

Titel: Änderung des Regionalplans Münsterland -  
2. Beteiligung

Beteiligung NRW

Internetadresse: www.beteiligung.nrw.de

Rubrik: Beteiligungen

Titel: Änderung des Regionalplans Münsterland -  
2. Beteiligung

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet liegen die Plan-
unterlagen während der vorgenannten Frist auch bei der Be-
zirksregierung Münster, Domplatz 1-3, 48143 Münster zu 
den allgemeinen Öffnungszeiten (montags bis donnerstags 
7:30 Uhr bis 16:00 Uhr; freitags 7:30 Uhr bis 14:00 Uhr) in 
Raum 307 für jede Person zur Einsicht aus. Es wird gebe-
ten, für die Einsichtnahme telefonisch (Tel. 0251/411-4868) 
oder per E-Mail (regionalplan-muensterland@brms.nrw.de) 
einen Termin zu vereinbaren.

Der überarbeitete Planentwurf umfasst das gesamte Plan-
gebiet des Regionalplans Münsterland mit den Kreisen 

Borken, Coesfeld, Steinfurt, Warendorf und der kreisfreien 
Stadt Münster.
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Stellungnahmen der öffentlichen Stellen sollen über das 
zentrale Beteiligungsportal des Landes Nordrhein-Westfa-
len „Beteiligung NRW“ (www.beteiligung.nrw.de) erfolgen.

Weiteres Verfahren
Die eingegangenen Stellungnahmen sind im Rahmen der 
Gesamtabwägung über die Planänderung zu berücksichti-
gen (vgl. § 7 Abs. 2 S. 2 ROG). Eine gesonderte Beschei-
dung erfolgt nicht. Der Regionalrat Münster entscheidet 
über die Änderung des Regionalplans Münsterland durch 
abschließenden Feststellungsbeschluss (vgl. § 19 Abs. 4 
S. 1 LPlG NRW). Die Änderung ist der Landesplanungs-
behörde anzuzeigen. Mit Bekanntmachung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen wird 
die Planänderung wirksam. Dem Regionalplan wird eine 
zusammenfassende Erklärung beigefügt, aus der u. a. her-
vorgeht, wie die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behör-
denbeteiligung in dem Änderungsverfahren berücksichtigt 
wurden (vgl. § 10 Abs. 3 ROG). Die Feststellung und Be-
kanntmachung des Erreichens des Flächenbeitragswer-
tes richtet sich nach § 5 Windenergieflächenbedarfsgesetz 
(WindBG).

Hinweise
Mit Ablauf der oben genannten Frist sind alle Stellungnah-
men ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen (vgl. § 9 Abs. 2 S. 4 Nr. 3 ROG). Nicht 
oder nicht rechtzeitig geltend gemachte Einwendungen 
einer Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 des Um-
weltrechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) sind im Verfahren 
über den Rechtsbehelf nach § 7 Abs. 2 UmwRG ebenfalls 
ausgeschlossen (vgl. § 7 Abs. 3 S. 1 UmwRG), soweit § 1 
Abs. 1 S. 1 Nr. 4 UmwRG nach § 48 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) anzuwenden ist.

Etwaige Kosten, die bei der Einsichtnahme in die Planunter-
lagen und/oder bei der Abgabe von Stellungnahmen entste-
hen, werden nicht erstattet.

Die im Zusammenhang mit der Abgabe einer Stellungnahme 
übermittelten personenbezogenen Daten (z. B. Name, An-
schrift, E-Mailadresse) werden gespeichert und im Rahmen 
der Auswertung der Stellungnahmen verarbeitet. Die Ver-
arbeitung erfolgt auf Grundlage der gesetzlichen Bestim-
mungen. Informationen zum Datenschutz erhalten Sie hier: 
https://www.brms.nrw.de/de/datenschutz/32/index.html

Münster, den 04. Oktober 2024 Bezirksregierung Münster 
 - Dez. 32, Regionalentwicklung - 
 Im Auftrag 
 gez. Britta Kraus

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 333-335

222  Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)

Für

Herrn

Norbert Wältermann

Letzte hier bekannte Anschrift:

Halterner Straße 0114
45657 Recklinghausen

kann ein Schriftstück des Dezernates 27 der Bezirksregie-
rung Münster vom 04.09.2024 Az.: 27.2.6-52S0338974-2 
nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort 
unbekannt ist.

Er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an folgender 
Adresse unverzüglich abzuholen.

Anschrift:
Bezirksregierung Münster Dezernat 27 Albrecht-Thaer- 
Str. 9 - Raum N 3087 - 48147 Münster

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schrift-
stück als zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser 
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird 
darauf hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schrift-
stücks durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Münster, den 30.09.2024 Bezirksregierung Münster 
 Dezernat 27  
 Im Auftrag  
 gez. Aufderhaar

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 335

223   Bekanntmachung  
Raumverträglichkeitsprüfung für den geplanten 
Neubau einer 380-kV-Höchstspannungsleitung 
zwischen Westerkappeln und Gersteinwerk

Die Amprion GmbH (Vorhabenträgerin) plant den Neubau 
einer 380-kV-Höchstspannungsleitung „Westerkappeln – 
Gersteinwerk“, Vorhaben Nr. 89 der Anlage des Bundesbe-
darfsplangesetzes (BBPlG), zwischen den Umspannanlagen 
Westerkappeln (Kreis Steinfurt) und Gersteinwerk (Kreis 
Unna). 

Die Vorhabenträgerin hat mit Schreiben vom 30.09.2024 
für dieses Vorhaben die Verfahrensunterlagen vorgelegt und 
die Durchführung einer Raumverträglichkeitsprüfung be-
antragt. Es handelt sich um ein raumbedeutsames Vorhaben 
von überörtlicher Bedeutung. Dementsprechend wird ge-
mäß § 15 des Raumordnungsgesetzes (ROG) in Verbindung 
mit § 32 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
(LPlG) und § 40 der Verordnung zur Durchführung des Lan-
desplanungsgesetzes (LPlG DVO) eine Raumverträglich-
keitsprüfung durchgeführt. 

Gegenstand der Raumverträglichkeitsprüfung sind
1. die Prüfung der raumbedeutsamen Auswirkungen des Vor-
habens unter überörtlichen Gesichtspunkten, insbesondere 
die Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Raum- 
ordnung und die Abstimmung mit anderen raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen,
2. die Prüfung der ernsthaft in Betracht kommenden Stand-
ort- oder Trassenalternativen und
3. die überschlägige Prüfung der Auswirkungen des Vorha-
bens auf die Schutzgüter nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung unter Berücksich-
tigung der Kriterien nach Anlage 3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

In Abstimmung mit der weiteren räumlich zuständigen Re-
gionalplanungsbehörde, Regionalverband Ruhr, übernimmt 
die Bezirksregierung Münster als Regionalplanungsbehörde 
die Federführung für das Verfahren.

Gemäß § 15 Absatz 3 ROG haben die Öffentlichkeit und die 
in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen Gelegen-
heit Stellung zum Vorhaben zu nehmen. 

Veröffentlichung

Die Verfahrensunterlagen können in der Zeit 

vom 21. Oktober 2024 bis einschließlich zum 29. No-
vember 2024

online unter der Adresse

https://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntma-
chungen/verfahren/regionalplanung/380-kV_westerkap-

peln_gersteinwerk/index.html
abgerufen werden.
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Regionalverband Ruhr:  
https://www.rvr.ruhr/footer/datenschutz/

 Bezirksregierung Münster
 Dezernat 32 - Regionalentwicklung 
 Im Auftrag
 gez. Paul Goede

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 335-336

224  Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m.  
§ 21a der 9. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9. BImSchV) 

Bezirksregierung Münster Münster, den 02.10.2024  
52-500-0018629/0001.U Domplatz 1 – 3, 48147 Münster    
 dez52@bezreg-muenster.nrw.de 

 Die Firma VZH GmbH, Sickingmühler Straße 122 in 45772 
Marl, hat die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 
einer chemisch-physikalischen Behandlungsanlage für ge-
fährliche Abfälle (chemische Behandlung, insbesondere  
zur chemischen Emulsionsspaltung, Fällung, Flockung, 
Kalzinierung, Neutralisation/Oxidation) gemäß Bundes- 
Immissionsschutzgesetz am Standort Benzstraße 27 in 
48619 Heek (Gemarkung Heek, Flur 54, Flurstück 122) be-
antragt. 

Die Bezirksregierung Münster, Dezernat 52, Domplatz 1-3, 
48147 Münster hat der Firma Firma VZH GmbH mit Datum 
vom 20.09.2024 die immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gung mit dem folgenden verfügenden Teil erteilt: 

„Hiermit erteile ich Ihnen auf Ihren Antrag vom 28.07.2023 
(Eingang BR MS am 02.08.2023) gemäß § 4 i. V. m. § 6 und 
8a BImSchG die 

Genehmigung 

im Gewerbepark Heek – West III der Gemeinde Heek, auf dem 
Grundstück in 48619 Heek, Benzstr. 27, Gemarkung Heek, 
Flur 54, Flurstück 128, eine Anlage zur chemisch-physika-
lischen Behandlung für Ölabscheiderinhalte und Schlämme 
aus Süßwasserbohrungen mit einer Behandlungskapazität 
von 18.249 t/a gemäß Ziffer 8.8.1.1 der 4.BImSchV, Behand-
lung von Ölabscheiderinhalten und gemäß Ziffer 8.8.2.2 der 
4.BImSchV, Schlämmen aus Süßwasserbohrungen zu errich-
ten und zu betreiben. 
Das Betriebsgrundstück liegt in der Gemarkung Heek, Flur 
54, Flurstück 128. 

Zudem stelle ich gemäß § 63 Abs. 1 des Gesetzes zur Ord-
nung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) 
in Verbindung mit § 42 der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) die was-
serrechtliche Eignung der Feststoffmulde fest. 

Diese Genehmigung wird nach Maßgabe der im Anhang 1 
angeführten Antragsunterlagen erteilt, sofern sich nicht 
durch nachstehende Anforderungen Änderungen ergeben. 

Eingeschlossene Zulassungen und Genehmigungen: 

•  Baugenehmigung gemäß Bauordnung (BauO NRW)  

•  Indirekteinleitergenehmigung gemäß § 58 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) 

•  Wasserrechtliche Eignungsfeststellung nach § 63 Abs. 1 
WHG i. V. m. § 42 AwSV 

Mit dieser Genehmigung erlischt der Zulassungsbescheid 
vom 19.12.2023 für den vorzeitigen Beginn gemäß § 8a 
BImSchG.“ 

Die Rechtsmittelbelehrung zu diesem Bescheid lautet: 

„Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet liegen die Ver-
fahrensunterlagen während des oben genannten Veröffentli-
chungszeitraums bei den folgenden Stellen aus:

Bezirksregierung Münster
Domplatz 1-3
48143 Münster
Dezernat 32 – Regionalentwicklung
Raum 307 (Frau Güers)
Öffnungszeiten: montags bis freitags 07:30 bis 16:00 Uhr

Es wird um vorherige Terminvereinbarung unter der Tele-
fonnummer 0251 411-4868 gebeten.

Regionalverband Ruhr
Kronprinzenstraße 6
45128 Essen
Bibliothek, Raum 022 (Frau Kronemeyer)
Öffnungszeiten:  montags bis donnerstags: 09:00 Uhr bis 

16:00 Uhr 
freitags: 09:00 Uhr bis 14:00 Uhr

Es wird um vorherige Terminvereinbarung unter der Tele-
fonnummer 0201 2069-206 gebeten.

Stellungnahme
Die Öffentlichkeit und die in ihren Belangen berührten öf-
fentlichen Stellen können während der oben genannten Ver-
öffentlichungsfrist Stellungnahmen zu den Verfahrensunter-
lagen bei der Bezirksregierung Münster als federführende 
Regionalplanungsbehörde abgeben. Deren Übermittlung 
soll elektronisch erfolgen: 

E-Mail-Adresse: raumvp@bezreg-muenster.nrw.de

Alternativ bestehen folgende Möglichkeiten zur Abgabe ei-
ner Stellungnahme bei der Bezirksregierung Münster:

   - per Post (Bezirksregierung Münster, 48128 Münster),
   - per Telefax (0251 411-82525).

Darüber hinaus ist bei allen auslegenden Behörden die Ab-
gabe einer Stellungnahme vor Ort oder zur Niederschrift 
möglich. 

Eine Benachrichtigung über den Eingang der Stellungnah-
me erfolgt grundsätzlich nicht. Die fristgerecht eingegange-
nen Stellungnahmen werden im weiteren Verfahren in die 
Abwägung einbezogen.

Weiteres Verfahren
Die gutachterliche Stellungnahme wird ohne Begründung 
als Ergebnis des Verfahrens ohne eine gesonderte Benach-
richtigung in den Amtsblättern der Bezirksregierungen Düs-
seldorf, Münster und Arnsberg bekannt gegeben werden.

Das Ergebnis des Verfahrens ist als sonstiges Erfordernis 
der Raumordnung in Zulassungsverfahren und durch Pla-
nungsträger im Raum zu berücksichtigen und kann nur 
im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens gegen die Zulas-
sungsentscheidung überprüft werden.

Hinweise
Etwaige Kosten, die durch Einsichtnahme in die Verfahrens-
unterlagen oder die Abgabe von Stellungnahmen entstehen, 
werden nicht erstattet.
Sollten Sie eine Stellungnahme abgeben, werden die dar-
in gemachten personenbezogenen Daten (z. B. Name, An-
schrift, E-Mailadresse) gespeichert und im Rahmen der 
Auswertung der Stellungnahmen verarbeitet. Die Verarbei-
tung erfolgt auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen. 
Weitere Informationen zum Datenschutz erhalten Sie auf 
den Internetseiten der jeweiligen Behörde über die nachfol-
gend aufgeführten Adressen: 

Bezirksregierung Münster:   
https://www.bezreg-muenster.de/de/datenschutz/32/index.
html
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Zustellung Klage beim Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen in Münster erhoben werden. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jeder Betei-
ligte – außer in Prozesskostenhilfeverfahren – durch eine 
prozessbevollmächtigte Person vertreten lassen. Als Pro-
zessbevollmächtigte sind nur die in § 67 Abs. 4 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) bezeichneten und ihnen 
Kraft Gesetzes gleichgestellten Personen zugelassen.“ 

Der gesamte Genehmigungsbescheid mit Begründung 
und den dazugehörigen Antragsunterlagen wird nach 
der Bekanntmachung (11.10.2024) für einen Monat vom 
14.10.2024 bis 13.11.2024 online unter folgendem Link  
unter dem Stichwort „Genehmigung von Anlagen“ bei der 
Bezirksregierung Münster ausgelegt: https://www.brms.
nrw.de/go/verfahren 

Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht zu er-
reichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung bestellt. 

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Be-
scheid und seine Begründung bis zum Ablauf der Wider-
spruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, schriftlich oder elektronisch bei der Bezirksregie-
rung Münster angefordert werden. 

Mit dem Ende der oben genannten Auslegungsfristen gelten 
die Bescheide auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dung erhoben haben, als zugestellt. 

 Im Auftrag 
 gez. Martin Hohl

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 336-337

225  Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes- 
lmmissionsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. § 
21a der 9. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9. BImSchV) 

Bezirksregierung Münster Münster, den 02.10.2024  
52-500-0016367/0001.U Domplatz 1 – 3, 48147 Münster 

Die AGR Abfallentsorgungs-Gesellschaft Ruhrgebiet mbH, 
Im Emscherbruch 11 in 45699 Herten hat die Genehmigung 
zur Errichtung und Betrieb einer Wertstoff-Recycling-An-
lage Herten-Süd (WeRA) - Aufbereitungsanlage für Rost-
aschen - gemäß §§ 4, 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz in 
45699 Herten (Gemarkung Herten, Flur 98, Flurstücke 69 
(tlw.), 76, 77, 81, 85, 86, 87, 98, 99, 128, 137, 138 (tlw.), 
139, 140, 143, 144 und Gemarkung Wanne-Eickel, Flur 22, 
Flurstücke 91, 100) beantragt. 

Die Bezirksregierung Münster, Dezernat 52, Domplatz 1-3, 
48147 Münster hat der AGR Abfallentsorgungs-Gesell-
schaft Ruhrgebiet mbH mit Datum vom 12.09.2024 die im-
missionsschutzrechtliche Genehmigung mit dem folgenden 
verfügenden Teil erteilt: 

„Hiermit erteile ich der AGR Abfallentsorgungs-Gesell-
schaft Ruhrgebiet mbH auf Ihren Antrag vom 30.11.2023 
gemäß §§ 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - 
BImSchG - in Verbindung mit den §§ 1 und 2 der Verordnung 
über genehmigungsbedürfte Anlagen - 4. BImSchV - die  

Genehmigung 

zur Errichtung und zum Betrieb einer Aufbereitungsanla-
ge für Rostaschen und zur Rückgewinnung von Eisen- und 
Nichteisenmetallen als Recycling. Das Betriebsgrundstück 
liegt in der Gemarkung Herten, Flur 98, Flurstücke 69 
(tlw.), 76, 77, 81, 85, 86, 87, 98, 99, 128, 137, 138 (tlw.), 
139, 140, 143, 144 und Gemarkung Wanne-Eickel, Flur 22, 
Flurstücke 91, 100. 
Diese Genehmigung wird nach Maßgabe der im Anhang 
1 angeführten Antragsunterlagen erteilt, sofern sich nicht 

durch nachstehende Anforderungen Änderungen ergeben. 

Eingeschlossene Zulassungen, Erlaubnisse und Genehmi-
gungen: 

•  Baugenehmigungen durch die Städte Herten (Az.: 
00121-24-02) und Herne (Az.: 52.01.02-BI20240001) 

•  Genehmigung zum Bau und Betrieb von Abwasserbe-
handlungsanlagen gemäß § 57 Abs. 2 LWG NRW 

•  Wasserrechtliche Indirekteinleitergenehmigungen ge-
mäß § 58 Abs. 1 WHG“ 

Die Rechtsmittelbelehrung zu diesem Bescheid lautet: 

„Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
erhoben werden.“ 

Der gesamte Genehmigungsbescheid mit Begründung 
und den dazugehörigen Antragsunterlagen wird nach 
der Bekanntmachung (11.10.2024) für einen Monat vom 
14.10.2024 bis 13.11.2024 online unter folgendem Link 
unter dem Reiter „Genehmigung von Anlagen“ bei der Be-
zirksregierung Münster ausgelegt: https://www.brms.nrw.
de/go/verfahren 

Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht zu er-
reichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung bestellt. 

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Be-
scheid und seine Begründung bis zum Ablauf der Wider-
spruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, schriftlich oder elektronisch bei der Bezirksregie-
rung Münster angefordert werden. 

Mit dem Ende der oben genannten Auslegungsfristen gelten 
die Bescheide auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dung erhoben haben, als zugestellt. 

 Im Auftrag  
 gez. Jana Nolte

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 337
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